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U Von Annette Mahro

KREIS LÖRRACH/BASEL Es könnte
enger werden bei der grenzüberschrei-
tenden Zusammenarbeit. Sowohl die EU
als auch die Schweiz als gewichtiger Part-
ner in über die Grenzen blickenden Ko-
operationsprojekten, überdenken ihre
Prinzipien. So will die EU-Kommission
ihre sogenannte Kohäsionspolitik, die den
wirtschaftlichen, sozialen und territoria-
len Zusammenhalt stärken soll, nach
2027 stärker zentral ausrichten. Die re-
gionalen Partner vor Ort könnten dann ins
Hintertreffen geraten. Quasi zeitgleich
denkt man beim Schweizer Bund darüber
nach, bei der sogenannten Neuen Regio-
nalpolitik (NRP) den Rotstift anzusetzen,
die das grenzübergreifende Interreg-Pro-
gramm mitfinanziert. Politiker vor Ort
sind alarmiert.

So sorgt sich etwa Bea Biber, Großrätin
des Kantons Aargau und Vorstandsmit-
glied des deutsch-französisch-schweizeri-
schen Oberrheinrats, hinsichtlich der eid-
genössischen Sparbestrebungen um den
Fortbestand des Programms in seiner tri-
nationalen Form. Es geht um das soge-
nannte „Entlastungspaket 2027“, mit
dem der Schweizer Bundesrat auf knappe

Die Schweizer Interreg-Betei-
ligung steht auf der Kippe. Und
die EU-Kommission denkt über
eine zentralisierte Mittelver-
gabe nach. Beides bedeutete
kein Aus für die grenzüber-
schreitende Kooperation,
machte sie aber schwieriger.

Kassen reagieren will. Im Paket sind 59
Maßnahmen vorgesehen, mit denen meh-
rere Milliarden Franken jährlich einge-
spart werden sollen: Unter anderem steht
die weitere Alimentierung des NRP-Fonds
zur Diskussion, der seit seiner Einrich-
tung 2008 das Ziel verfolgt, die Innova-
tionskraft, Wertschöpfung und Wettbe-
werbsfähigkeit in Bergregionen, anderen
ländlichen Gebieten und Grenzregionen
zu stärken.

Im NRP-Rahmen beteiligte sich die
Schweiz bisher auch an EU-Interreg-Pro-
jekten, für die sie als Nicht-EU-Mitglied
zwar keine Fördergelder erhalten, aber als
Projektpartner mit im Boot
sein konnte. Während Partner
aus Deutschland und Frank-
reich ihren selbst beigesteuer-
ten Beitrag für einzelne Pro-
jekte noch einmal in etwa glei-
cher Höhe, das heißt zu 50
oder 60 Prozent aus EU-Töp-
fen erhalten, so springen bis-
her auf Schweizer Seite zu
gleichen Teilen der Bund und
die fünf Nordwestschweizer Kantone in
die Bresche. Sollte dieses Modell jetzt mit-
telfristig Sparmaßnahmen zum Opfer fal-
len, würde das auch eine Neuausrichtung
des bisher trinational orientierten Inter-
reg Oberrhein bedingen.

Das brächte zwar nicht die entspre-
chenden Gremien, wie den seit 1997 be-
stehenden Oberrheinrat (ORR), oder den
2007 aus der Taufe gehobenen Trinationa-
len Eurodistrict Basel (TEB) ins Wanken.
Problematisch wäre ein solcher Wegfall
aber natürlich dennoch, wie TEB-Ge-
schäftsführer Frédéric Duvinage erklärt.
Zwar finanziert sich der TEB selbst aus
Beiträgen seiner aktuell 81 Mitgliedsge-

meinden, Städten und Gebietskörper-
schaften aus den drei Ländern. Man stehe
aber ausdrücklich auf zwei Beinen, dem
politischen und dem projektbezogenen,
so Duvinage. Bei Letzterem würde es oh-
ne Anschubfinanzierung via Interreg aber
schwierig.

Zu den Vorzeige-Projekten gehören et-
wa der Museumspass, Tramverlängerun-
gen von Basel nach Saint-Louis und Weil
am Rhein oder die trinationale Beratungs-
stelle Infobest Palmrain. Zwar gibt es das
aus dem Europäischen Fonds für regionale
Entwicklung (EFRE) finanzierte Interreg-
Programm vielerorts auch binational, was

entsprechend auch im Drei-
ländereck denkbar wäre. Ein
Ausstieg der Schweiz wäre für
Duvinage aber alles andere als
wünschenswert: „Wenn das
passiert, wird es natürlich ne-
gative Effekte haben für uns,
und es ist wichtig, dass NRP
bestehen bleibt.“ Wenn umge-
kehrt die EU die Zentralisie-
rung stärker vorantreibe, ma-

che auch das zwar die Arbeit im Sinne der
Grenzregionen kaum einfacher, es ließe
sich aber vermutlich damit umgehen.

Andreas Doppler leitet den Bereich För-
derprogramme und ist gleichzeitig An-
sprechpartner bei der Interkantonalen Ko-
ordinationsstelle bei der Regio Basiliensis
(IKRB) für Interreg-Oberrhein. Naturge-
mäß sieht auch er die, wenngleich bisher
noch nicht in Stein gemeißelten, Einspa-
rungen kritisch. Doppler weist allerdings
darauf hin, dass auch bei einem Ausstieg
des Bundes ja noch der Anteil der fünf
Nordwestschweizer Kantone Basel-Stadt,
Baselland, Aargau, Jura und Solothurn er-
halten bliebe, die sich bisher bei den In-

terreg-Projekten zusammen mit dem
Bund beteiligen. Überhaupt waren sie es
beim Interreg-Auftakt 1990 auch noch al-
leine, die mitfinanzierten, während der
Bund erst vier Jahre später dazukam.

In konkreten Zahlen ist im aktuellen In-
terreg-Förderzeitraum 2021 bis 2027 be-
zogen auf die Bundes- und die Kantonsbe-
teiligung von zweimal rund acht Millio-
nen Franken (oder 8,5 Millionen Euro) die
Rede. Gemessen am Gesamtrahmen von
aktuell 125 Millionen Euro wären sowohl
der Verlust auf der einen als auch die Ein-
sparung auf der anderen Seite also noch
überschaubar, so Doppler. Umso größer
sind seine Befürchtungen aber mit Blick
auf die Beziehungen Schweiz-EU: „Das
würde natürlich einen großen Flurscha-
den mit sich bringen.“ Auch Bestrebun-
gen, die bilaterale Zusammenarbeit sei-
tens der Schweiz wieder auf ein neues
Fundament zu stellen, liefe der NRP-Aus-
stieg nach seiner Auffassung diametral
entgegen.

Unisono besorgt zeigt man sich auch
um die trinationalen Gremien, wie etwa
im Oberrheinrat, der sich zuletzt noch für
weiterhin offene Grenzen ausgesprochen
und in seiner jüngsten Resolution Mitte
Juni „die zentrale Rolle des EU-Förderpro-
gramms Interreg Oberrhein für die grenz-
überschreitende Zusammenarbeit“ be-
tont hatte. Auch mit Blick auf die Pläne
der EU-Kommission zur Mittelzentralisie-
rung forderten die Räte in einer Presse-
mitteilung eindringlich, Interreg in seiner
heutigen Form nicht nur zu erhalten, son-
dern auszubauen. Europäische Zusam-
menarbeit brauche stabile Strukturen. Ge-
rade deshalb gelte es aber auch, Interreg
und grenzüberschreitende Einrichtungen
zu verteidigen.

BASEL Die Kantone Basel-Landschaft und
Basel-Stadt haben nach den ersten Funden
des Japankäfers am Montag, 23. Juni, in der
Brüglinger Ebene in Münchenstein, im
Wenkenpark Riehen und am Dienstag, 24.
Juni, im Rosenfeldpark Basel ihre Maßnah-
men zur Bekämpfung des Schädlings inten-
siviert. Dies teilten die Kantone in einer
Pressemitteilung mit. Ziel sei es, den Schäd-
ling schnellstmöglich zu bekämpfen und
seine Ausbreitung zu verhindern.

Die Maßnahmen treten mit einer Allge-
meinverfügung in Kraft. Bis Ende Septem-
ber gelte im Befallsherd ein Bewässerungs-
verbot für Rasen- und Grünflächen sowie
ein Transportverbot für Grüngut und Erde.
Der Maßnahmenplan 2025 sehe eine ver-
stärkte Überwachung und Bekämpfung vor.
Die Fallenstandorte und Kontrollen seien
deutlich intensiviert worden und das befal-
lene Gebiet sei in einen Befallsherd und
eine Pufferzone unterteilt worden. Die Be-
kämpfungsmaßnahmen blieben gegenüber
2024 weitgehend unverändert und würden
stichprobenartig kontrolliert.

Das Bewässerungsverbot für Rasen- und
Grünflächen im Befallsherd soll die Flächen
unattraktiv für die Japankäferweibchen ma-
chen, die ihre Eier bevorzugt in feuchten
Rasen und Wiesen ablegen. Das Gießen von
Blumen und Gemüse im Garten ist erlaubt.
Sportrasen-Grünflächen seien vom Verbot
ausgenommen, jedoch müssten auf diesen
Flächen im Herbst erneut Nematoden zur
Bekämpfung eingesetzt werden.

Um eine Verschleppung des Japankäfers
zu verhindern, sei es während der Flugzeit
des Käfers verboten, Grüngut aus dem Be-
fallsherd und der Pufferzone zu transportie-
ren. Die reguläre Grüngutabfuhr der Ge-
meinden bleibe davon unberührt.

Der Japankäfer befällt über 400 Pflanzen-
arten, darunter wichtige landwirtschaftli-
che Kulturen wie Mais, Obstbäume, Beeren
und Reben. Die möglichen Schäden in der
Schweiz würden auf mehrere hundert Mil-
lionen Franken pro Jahr geschätzt. Der
Bund habe das Ziel vorgegeben, den Befall
zu tilgen, solange dies noch möglich sei.

Der Japankäfer ist mit dem Fund in Rie-
hen damit näher an den Landkreis Lörrach
gerückt. Auch das Landratsamt habe erst am
Donnerstag die Info über den Fund erhal-
ten, schreibt Pressesprecher Torben Pahl.
„Aufgrund der neuen Funde sind lediglich
geringfügige Anpassungen notwendig.“ An-
fang kommender Woche werde voraussicht-
lich eine angepasste Allgemeinverfügung
veröffentlicht. BZ & hirt

Nach Funden des Japankäfers
verschärfen die Basler Kantone
ihre Maßnahmen. Ein Bewäs-
serungsverbot und neue
Kontrollen sollen die Aus-
breitung stoppen. Die Aus-
wirkungen auf den Kreis
Lörrach sind gering.

U Von Katrin Wien und Jonas Günther

BASEL/SPANIEN Das Kabinenperso-
nal der Fluggesellschaft Easyjet in Spanien
ist von der Gewerkschaft Unión Sindical
Obrera (USO) zum Streik aufgerufen wor-
den. Das führt dazu, dass einige Flüge aus
und nach Spanien gestrichen werden. Be-
troffen seien die Flughäfen in Palma de
Mallorca, Alicante, Barcelona und Málaga,
bestätigt Easyjet der Badischen Zeitung auf
Nachfrage. Fluggäste müssen von Mitt-

Ein Streik des Easyjet-Kabi-
nenpersonals in Spanien sorgt
für zahlreiche Flugausfälle am
Euroairport Basel-Mulhouse.
Nicht alle Verbindungen sind
betroffen – was Fluggäste jetzt
wissen müssen.

woch bis Freitag, 25. bis 27. Juni,
mit Flugausfällen und Verspätun-
gen rechnen.

Der Streik betrifft auch Easyjet-
Flugzeuge, die von Spanien zum
Euroairport Basel-Mulhouse-Frei-
burg fliegen und umgekehrt. Wie
eine Sprecherin des Euroairports
mitteilt, sind am Mittwoch drei
Abflüge und drei Ankünfte annul-
liert worden, ein Flug war verspä-
tet. Am Donnerstag wurden je-
weils fünf Abflüge und Ankünfte
abgesagt, am Freitag jeweils vier.

Nicht alle Flüge von und zu den
betreffenden spanischen Flughä-
fen fallen aus: Am Donnerstag
gegen 8.30 Uhr ist beispielsweise
ein Flugzeug aus Palma in Basel gelandet.
Ein anderer Easyjet-Flug vom Euroairport
nach Palma, am Freitag um 8.50 Uhr, ist
bislang noch im Flugplan enthalten. Ande-
re Fluggesellschaften fliegen planmäßig

zwischen Spanien und Basel. Die Spreche-
rin des Flughafens verweist aber darauf,
dass sich die Situation auch kurzfristig än-
dern könne. Passagiere sollten sich direkt
an die Airline wenden.

„Wir haben Mittwochabend die
E-Mail von Easyjet erhalten, dass
unser Flug am Freitag ausfällt“,
sagt die Südbadenerin Anna Zür-
cher, die in Camp de Mar auf Mal-
lorca mit ihrem Partner Urlaub
macht. Am Freitag wollten sie den
Easyjet-Flug um 14.10 Uhr zurück
zum Euroairport nehmen.

„Wir waren geschockt“, erzählt
Zürcher. „Wir dachten, wie kom-
men wir jetzt nach Hause?“ Easyjet
habe den Ausfall jedoch nicht be-
gründet – sie habe selbst im Inter-
net nachlesen müssen. Außerdem
sei die Nachricht erst am Mitt-
wochabend um halb 12 gekom-
men. „Wir hatten Glück, dass wir

die E-Mail noch gesehen haben. Sonst hät-
ten wir vielleicht keinen Flug mehr bekom-
men, weil ja jetzt gerade alle schauen.“ Ea-
syjet habe den Betrag, den sie für die Flug-
tickets gezahlt haben, zurückgezahlt. Zür-

cher und ihr Partner haben schließlich bei
einer anderen Fluggesellschaft einen neu-
en Flug gebucht.

„Wir tun alles, um die Auswirkungen
des Streiks so gering wie möglich zu hal-
ten“, schreibt eine Unternehmensspre-
cherin von Easyjet auf Nachfrage der Badi-
schen Zeitung. Betroffene Kunden seien
direkt kontaktiert und über alle Entschädi-
gungsmöglichkeiten aufgeklärt worden.
Sie empfiehlt, den „Easyjet Flight Tracker“
für aktuelle Informationen zu den Flügen
zu nutzen.

Wie die Mallorca-Zeitung berichtet,
streikt das spanische Kabinenpersonal für
bessere Arbeitsbedingungen und ein bes-
seres Gehalt. Laut der Gewerkschaft USO
verdient die spanische Belegschaft weni-
ger als jene an anderen europäischen
Standorten – dem möchte man mit dem
Streik entgegenstehen. Zu den Forderun-
gen möchte sich Easyjet auf BZ-Nachfrage
nicht äußern.

Angst vor Schweizer Interreg-Ausstieg

Basel startet die
Bekämpfung des
Japankäfers

Easyjet-Flüge fallen kurzfristig aus

Die Tramlinie 8 ist eins der Projekte, in die Interreg-Mittel flossen. Im Dreiland sorgt man sich nun um den Fortbestand des Programms.

Am Euroairport Basel-Mulhouse-Freiburg fallen
einige Flüge aus. F O T O : D A N I E L G R A M E S P A C H E R
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Vorzeigeprojekte
sind etwa der
Museumspass
und der
Tram-Ausbau

Persönliches Exemplar für beatrice.hilverda@regbas.ch


